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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE Ministerium der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ministerium der Justiz Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

nachrichtlich: 

An den · 
Rechtsausschuss des Landtags 
- Referat 1 1 -
40221 Düsseldorf 

20. Sitzung des Rechtsausschusses des Landtags am 16. August 
2023 
Öffentlicher Bericht zu Tagesordnungspunkt „Sprachmodell der Justiz" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

als Anlage übersende ich den öffentlichen Bericht der Landesregierung 
zu dem vorbezeichneten Tagesordnungspunkt zur Weiterleitung an die 
Mitglieder des Rechtsausschusses. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Benjamin Limbach 
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Aktueller Sachstand des Projekts „Generatives Sprachmodell für die Justiz 
(GSJ)" 

Bei dem Forschungsprojekt Generatives Sprachmodell der Justiz (GSJ) sollen aus­
gewählte potenzielle Einsatzmöglichkeiten von Large Language Models in der Jus­
tiz erforscht werden. Die Projektkoordination obliegt dem Think Tank Legal Tech 
und KI in der Justiz NRW. 

Nachdem das Projekt auf dem zweiten Digitalgipfel der Justizministerinnen und Jus­
tizminister der Länder und des Bundes am 25. Mai 2023 als förderungswürdig prio­
risiert wurde, wurde - nach Abstimmung zwischen dem Ministerium der Justiz des 
Landes Nordrhein-Westfalen, dem Bayerischen Staatsministerium und dem Bun-

. desministerium der Justiz - ein sog. Entsperrungsantrag beim Haushaltsausschuss 
des Bundestages eingereicht. Der Entsperrungsantrag sollte ursprünglich ·- ge­
meinsam mit den weiteren Entsperrungsanträgeri, die sich auf Mittel aus der „Digi­
talisierungsinitiative für die Justiz" bezogen - in der Sitzung am 5. Juli 2023 behan­
delt werden . Aus hier nicht bekannten Gründen erfolgte eine Befa~sung des Haus- . 
haltsausschusses mit den Anträgen an diesem Tag jedoch nicht. Stattdessen wurde 
die Befassung auf die Zeit nach der parlamentarischen Sommerpause vertagt. 

Insoweit bleibt auf eine zeitnahe Entscheidung zu hoffen. 

Initiierung von Pilotprojekten 

In der ersten Phase des Projekts GSJ sollen mit Hilfe von Praktikerinnen und .Prak­
tikern aus Nordrhein-VVestfafen und Bayern unter Einsatz der Methoden des Legal 
Design Thinkings geeignete Pilotvorhaben ausgewählt und definiert werden. Legal · 
Design Thinking ist ein agiler und interdisziplinärer Innovationsansatz, der zur Iden­
tifizierung notwendiger Veränderungsprozesse und der strategischen Entwicklung 
von Lösungen dient. Dabei.soll von Beginn an der Nutzer bzw. die Nutzerin im Vor­
dergrund der Überlegungen stehen . Dies bedeutet, dass nach Projektbeginn zu­
nächst die relevanten Einsatzszenarien gemeinsam mit künftigen Anwenderinnen 
und Anwendern eruiert werden. 


